
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Alexander Graf Lambsdorff, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, 
Nicole Bauer, Jens Beeck, Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar), Dr. Marco 
Buschmann, Britta Katharina Dassler, Dr. Marcus Faber, Daniel Föst, Otto Fricke, 
Thomas Hacker, Peter Heidt, Katrin Helling-Plahr, Markus Herbrand, Katja Hessel, 
Manuel Höferlin, Reinhard Houben, Ulla Ihnen, Olaf in der Beek, Gyde Jensen, 
Dr. Christian Jung, Karsten Klein, Dr. Marcel Klinge, Daniela Kluckert, Pascal 
Kober, Carina Konrad, Konstantin Kuhle, Ulrich Lechte, Michael Georg Link, 
Alexander Müller, Roman Müller-Böhm, Dr. Martin Neumann, Bernd Reuther, 
Christian Sauter, Matthias Seestern-Pauly, Frank Sitta, Judith Skudelny, 
Dr. Hermann Otto Solms, Bettina Stark-Watzinger, Dr. Marie-Agnes Strack-
Zimmermann, Katja Suding, Linda Teuteberg, Michael Theurer, Stephan Thomae, 
Dr. Florian Toncar, Sandra Weeser, Nicole Westig und der Fraktion der FDP

Nachrichtendienstliche Tätigkeiten zum Nachteil der Bundeswehr

Durch Spionage sollen mit verdeckten Mitteln Informationen beschafft werden. 
Zur Nachrichtengewinnung werden oft menschliche Quellen oder technische 
Hilfsmittel verwendet. Insbesondere Streitkräfte stehen im Fokus von fremden 
Nachrichtendiensten, um militärische Geheimnisse zu erlangen. Neben der Spi-
onage gilt Sabotage zur absichtlichen Störung von wirtschaftlichen oder militä-
rischen Abläufen als ein Element nachrichtendienstlicher Arbeit. In Deutsch-
land war die Bundeswehr während des Kalten Krieges jahrzehntelang Ziel von 
nachrichtendienstlichen Ausspähversuchen. Auch nach Beendigung des Ost-
West-Konfliktes steht die Bundeswehr weiterhin im Interesse ausländischer 
Nachrichtendienste. Zur Abwehr von ausländischen nachrichtendienstlichen 
Tätigkeiten verfügt die Bundeswehr über einen eigenen Nachrichtendienst, den 
Militärischen Abschirmdienst (MAD). Zu seinen Aufgaben zählt es, die eige-
nen Streitkräfte gegen Spionage, Zersetzung und Sabotage zu schützen. Aktuell 
hat die Bundesanwaltschaft einen Mann wegen Landesverrats in einem beson-
ders schweren Fall angeklagt. Er soll als Übersetzer und landeskundlicher Be-
rater bei der Bundeswehr in 18 Fällen Dienstgeheimnisse verletzt haben, indem 
er militärische Geheimnisse an einen iranischen Nachrichtendienst weitergege-
ben haben soll (https://www.generalbundesanwalt.de/de/showpress.php?theme
nid=21&newsid=849). Auf eine Schriftliche Frage der Fraktion der FDP hatte 
die Bundesregierung im Januar 2020 geantwortet, dass Aufklärungsziele in Po-
litik, Wirtschaft, Technik und Militär im Fokus der chinesischen Nachrichten-
dienste stehen. Das Bundesministerium der Verteidigung und sein nachgeord-
neter Bereich seien laut Bundesregierung demnach einer erhöhten Bedrohung 
durch nachrichtendienstliche Aktivitäten Chinas ausgesetzt (vgl. Bundestagsdru
cksache 19/16423).
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Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Wie bewertet die Bundesregierung das Bundesministerium der Verteidi-

gung (BMVg) und seinen Geschäftsbereich als Ziel nachrichtendienstli-
cher Tätigkeiten?

 2. Welche nachrichtendienstlichen Aktivitäten gegen Personen oder Einrich-
tungen des BMVg und seinen Geschäftsbereich sind im Jahr 2019 nach 
Kenntnis der Bundesregierung erfolgt (bitte nach Art, Zahl sowie Inland 
und Ausland aufschlüsseln)?

 3. Wie entwickeln sich nachrichtendienstliche Tätigkeiten gegen Personen 
oder Einrichtungen des BMVg und seinen Geschäftsbereich im Inland (bit-
te nach Zahl und Qualität bewerten)?

 4. Wie entwickeln sich nachrichtendienstliche Tätigkeiten gegen Personen 
oder Einrichtungen des BMVg und seinen Geschäftsbereich im Ausland 
(bitte nach Zahl und Qualität bewerten)?

 5. Welche Staaten gehören nach Kenntnis der Bundesregierung zu den 
Hauptakteuren bei nachrichtendienstlichen Tätigkeiten gegen Personen 
oder Einrichtungen des BMVg und seinen Geschäftsbereich?

 6. Welche Rolle spielen China, Russland und der Iran bei nachrichtendienstli-
chen Tätigkeiten gegen Personen oder Einrichtungen des BMVg und sei-
nen Geschäftsbereich (bitte nach Staaten gesondert ausführen)?

 7. Welche inhaltlichen Schwerpunkte setzen Staaten bei ihren nachrichten-
dienstlichen Tätigkeiten gegen Personen oder Einrichtungen des BMVg 
und seinen Geschäftsbereich (bitte nach Staaten differenzieren)?

 8. Welche Vorgehensweisen nutzen Staaten bei ihren nachrichtendienstlichen 
Tätigkeiten gegen Personen oder Einrichtungen des BMVg und seinen Ge-
schäftsbereich (bitte nach Staaten differenzieren)?

 9. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über nichtstaatliche Akteure 
(Terrororganisationen, Organisierte Kriminalität etc.) und deren nachrich-
tendienstliche Tätigkeiten gegen Personen oder Einrichtungen des BMVg 
und seinen Geschäftsbereich vor, und wenn ja, welche?

10. Welche außenpolitischen oder sonstigen Maßnahmen hat die Bundesregie-
rung gegen Staaten mit nachgewiesenen nachrichtendienstlichen Tätigkei-
ten gegen Personen oder Einrichtungen des BMVg und seinen Geschäfts-
bereich getroffen?

11. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bzw. die Bundeswehr im 
Jahr 2019 getroffen, um nachrichtendienstliche Tätigkeiten gegen Perso-
nen oder Einrichtungen des BMVg und seinen Geschäftsbereich zu verhin-
dern?

12. Welche materiellen und immateriellen Schäden sind durch nachrichten-
dienstliche Tätigkeiten gegen Personen oder Einrichtungen des BMVg und 
seinen Geschäftsbereich 2019 entstanden?

13. Welche Gefährdungen bestehen durch nachrichtendienstliche Tätigkeiten 
für Angehörige der Bundeswehr?

14. Welche Bedeutung haben nach Ansicht der Bundesregierung Cyberangrif-
fe zum Zweck der Spionage und Sabotage gegen Personen oder Einrich-
tungen des BMVg und seinen Geschäftsbereich?

15. Wie entwickeln sich nach Erkenntnissen der Bundesregierung Cyberan-
griffe gegen Personen oder Einrichtungen des BMVg und seinen Ge-
schäftsbereich (bitte zahlenmäßig für die Jahre 2015 bis 2019 ausführen 
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und die Zahl der Cyberangriffe, die als advanced persistent threats katego-
risiert werden können, gesondert ausweisen)?

16. Wurden Maßnahmen der Sabotage, Desinformation oder gesteuerte Ein-
flussnahme auf die Meinungsbildung zum Nachteil des BMVg und seines 
Geschäftsbereichs 2019 erkannt, und wenn ja, welche?

17. Wurden im Jahr 2019 nachrichtendienstliche Tätigkeiten gegen Schiffe 
oder Boote der Bundeswehr bei Auslandshäfenaufenthalten aufgeklärt, 
und wenn ja, welche?

18. Wurden im Jahr 2019 nachrichtendienstliche Tätigkeiten gegen Personen 
oder Einrichtungen von deutschen Einsatzkontingenten aufgeklärt, und 
wenn ja, welche?

19. Welche Angehörigen der Bundeswehr gelten nach Einschätzung der 
Bundesregierung als besonders gefährdet hinsichtlich nachrichtendienstli-
cher Tätigkeiten, und warum?

20. Welche Dienststellen der Bundeswehr gelten nach Einschätzung der 
Bundesregierung als besonders gefährdet hinsichtlich nachrichtendienstli-
cher Tätigkeiten, und warum?

21. Welche Maßnahmen zur Sensibilisierung von Bundeswehrangehörigen vor 
nachrichtendienstlichen Tätigkeiten werden unternommen?

22. Welche ausländischen militärischen Personen und Einrichtungen in 
Deutschland gelten hinsichtlich nachrichtendienstlicher Tätigkeiten als be-
sonders gefährdet, und warum?

23. Wie hoch ist der Besetzungsgrad von Dienstposten beim Militärischen Ab-
schirmdienst und von militärischen Dienstposten beim Bundesnachrichten-
dienst?

24. Welche Reformmaßnahmen, Neuerungen, Umstrukturierungen etc. beab-
sichtigt die Bundesregierung, beim Militärischen Abschirmdienst und 
beim Bundesnachrichtendienst mit Bezug zur Bundeswehr durchzuführen, 
und bis wann?

Berlin, den 12. Februar 2020

Christian Lindner und Fraktion
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